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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 SB 380/03
Datum 16.12.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 SB 20/04
Datum 31.05.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
16.12.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Behinderungen des KlÃ¤gers mit einem Grad der Behinderung
(GdB) von mindestens 80 statt 40 zu bewerten sind und ihm das Merkzeichen "G"
zusteht.

Bei dem 1963 geborenen KlÃ¤ger hatte der Beklagte mit Bescheid vom 08.10.2001
als Behinderungen mit einem GdB von 30 festgestellt:

1. Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule, BandscheibenschÃ¤den und
Spinalkanalstenose, rezidivierende Nervenwurzel- und Muskelreizerscheinungen
(Einzel-GdB 30)

2. SichelzellenanÃ¤mie mit Verlust der Milz (Einzel-GdB 20).
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Auf einen Neufeststellungsantrag des KlÃ¤gers vom 27.11.2002 wegen
Leidensverschlimmerung des Bandscheibenschadens und eines Sturzereignisses auf
die linke Schulter im Januar 2002 zog der Beklagte Ã¤rztliche Unterlagen des
Radiologen Dr.J. vom 13.12.2000, des Allgemeinmediziners Dr.R. vom 06.12.2002
und ein fÃ¼r die 17. Kammer des Sozialgerichts NÃ¼rnberg (S 17 RJ 1145/01)
erstelltes Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.L. vom 09.07.2002 bei. Nach Einholung
einer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Dr.H. vom 14.01.2003 stellte er
mit Ã�nderungsbescheid vom 15.01.2003 als weitere Behinderungen fest:
"Funktionsbehinderung des Schultergelenkes links, Funktionsbehinderung beider
Ellenbogengelenke, Gicht mit Gelenkbeteiligung (Einzel-GdB 20) und
Funktionsbehinderung des Kniegelenkes rechts (Einzel-GdB 10)" und bewertete ab
27.11.2002 die Behinderungen mit einem Gesamt-GdB von 40.

Im Widerspruchsverfahren zog der Beklagte ein internistisches Gutachten des
Arztes fÃ¼r Innere Medizin, Lungen- und Bronchialheilkunde Dr.M. (erstellt fÃ¼r die
LVA Oberfranken und Mittelfranken) vom 15.10.2001, einen Arztbrief der
Medizinischen Klinik 5 des Klinikums N. vom 18.11.2001 sowie Arztbriefe des
OrthopÃ¤den Dr.P1. vom 20.02.2002 und 10.04.2002 und einen Arztbrief des Arztes
Dr.R. vom 23.04.2002 bei. Nach Einholung einer Stellungnahme des Facharztes
fÃ¼r Ã¶ffentliches Gesundheitswesen Dr.L1. vom 27.03.2003 wies der Beklagte den
Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 12.05.2003 zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) hat der
KlÃ¤ger die Feststellung eines GdB von mindestens 80 und das Merkzeichen "G"
beantragt. Das SG hat Befundberichte des OrthopÃ¤den Dr.P1. vom 30.07.2003,
des Arztes Dr.R. vom 05.08.2003 und der Medizinischen Klinik 5 des Klinikums N.
vom 04.08.2003 beigezogen sowie Dr.Sch. terminsÃ¤rztlich gehÃ¶rt (Gutachten
vom 16.12.2003). Dieser hat die beim KlÃ¤ger festgestellten Behinderungen im
Bescheid vom 15.01.2003 als vollstÃ¤ndig erfasst angesehen. Hinzugekommen sei
eine operierte Analfistel mit Beschwerden bei einem Einzel-GdB von 10. Daraus
ergebe sich keine ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB. Der Gesamt-GdB betrage weiterhin
40. Die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" lÃ¤gen keinesfalls vor.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 16.12.2003 abgewiesen und sich auf das
Gutachten des Dr.Sch. gestÃ¼tzt.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und die Feststellung eines
hÃ¶heren GdB sowie die Zuerkennung des Merkzeichens "G" begehrt.

Der Senat hat von Dr.A1. ein orthopÃ¤disches Gutachten vom 27.09.2004
eingeholt. Dr.A1. hat fÃ¼r die FunktionseinschrÃ¤nkungen der LendenwirbelsÃ¤ule
bei VerschleiÃ� einen Einzel-GdB von 30, fÃ¼r die FunktionseinschrÃ¤nkung der
linken Schulter bei degenerativen VerÃ¤nderungen einen Teil-GdB von 10 und fÃ¼r
die SichelzellanÃ¤mie mit Verlust der Milz einen Einzel-GdB von 20 angenommen
und den Gesamt-GdB auf 40 eingeschÃ¤tzt. Eine erhebliche Gehbehinderung des
KlÃ¤gers hat er verneint, da der KlÃ¤ger ein insgesamt flÃ¼ssiges Gangbild gezeigt
und orthopÃ¤dische Hilfsmittel nicht verwendet habe.
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Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 16.12.2003
und den Bescheid des Beklagten vom 15.01.2003 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 12.05.2003 aufzuheben und den Beklagten zu
verurteilen, einen hÃ¶heren GdB sowie die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
das Merkzeichen "G" festzustellen.

Der Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 16.12.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beteiligten haben sich am 30.03.2005 mit einer Entscheidung im schriftlichen
Verfahren einverstanden erklÃ¤rt.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die beigezogene Schwerbehindertenakte des
Beklagten, die Akte des Sozialgerichts NÃ¼rnberg sowie die Akte des Bayer.
Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) eingelegte
Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 40 sowie
auf Anerkennung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des
Merkzeichens "G".

Die Entscheidung ergeht im schriftlichen Verfahren, da die Beteiligten hierzu ihr
EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt haben (Â§Â§ 153 Abs 1 iVm 124 Abs 2 SGG).

Soweit in den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei Erlass eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt, ist der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben (Â§ 48 Abs 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch [SGB X]). Die
VerhÃ¤ltnisse, die dem Vergleichsbescheid vom 08.10.2001 zugrunde gelegen
haben, haben sich wesentlich im Sinne einer Verschlechterung geÃ¤ndert. Diese
Ã�nderung hat der Beklagte mit Bescheid vom 15.01.2003 zutreffend festgestellt.

Bei der Beurteilung des GdB steht die BeeintrÃ¤chtigung im allgemeinen
Erwerbsleben im Vordergrund (vgl BSGE 48, 82, 83). Im Interesse einer
einheitlichen und gleichmÃ¤Ã�igen Behandlung hat das Bundesministerium fÃ¼r
Gesundheit und Soziale Sicherung die Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrecht (AHP) herausgegeben, die fortlaufend Ã¼berarbeitet und
2004 neu verÃ¶ffentlich worden sind. Sie dienen als antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten im Regelfall der gleichmÃ¤Ã�igen Auslegung der
unbestimmten Rechtsbegriffe des Schwerbehindertenrechts (BVerfG, SozR 3-3870
Â§ 3 Nr 6; BSG 09.12.1997 â�� Az: 9 BVs 47/97 Juris Nr: KSRE025100219).

Die Behinderungen des KlÃ¤gers sind mit einem Gesamt-GdB von 40 ab 27.11.2002
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richtig bewertet. Dieser ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats aus dem
Gutachten des Dr.A1. vom 27.09.2004. Die FunktionseinschrÃ¤nkungen der
LendenwirbelsÃ¤ule waren bei der Begutachtung zwar nur mÃ¤Ã�iggradig und es
zeigte sich kein Anhalt fÃ¼r eine Nervenwurzelirritation. Als Auswirkung der
SichelzellanÃ¤mie liegen aber ausgeprÃ¤gte degenerative VerÃ¤nderungen vor, die
auch schon zu einem Bandscheibenvorfall L 4/L 5 mit sekundÃ¤rer Einengung des
Spinalkanals gefÃ¼hrt haben. Deshalb ist hierfÃ¼r ein Einzel-GdB von 30 (AHP
RdNr 26.18, S 116) angemessen.

Die SichelzellanÃ¤mie mit Verlust der Milz (AHP RdNr 26.18, S 104, 105) ist mit
einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten. Nach den vorliegenden Befunden des
Klinikums N. vom 14.04.2003 und 04.08.2003 besteht eine geringe AnÃ¤mie mit
Neigung zu GefÃ¤Ã�verschlÃ¼ssen sowie eine geringe ErhÃ¶hung der
Lebertransaminasen und der HarnsÃ¤ure. Da der KlÃ¤ger in den letzten Jahren auch
keine Transfusionen mehr erhalten hat, hat der SachverstÃ¤ndige den GdB
zutreffend mit 20 eingeschÃ¤tzt.

Die leichte FunktionseinschrÃ¤nkung der linken Schulter bei mÃ¶glichen
Abspreizbewegungen Ã¼ber 120 Grad hat Dr.A1. zu Recht lediglich mit einem
Einzel-GdB von 10 (AHP 26.18 S 119) bewertet.

Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer
Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
festgestellt (Â§ 69 Abs 3 Satz 1 SGB IX). Die Gesamtauswirkung der Behinderung
darf nicht durch Anwendung irgendwelcher mathematischer Formeln, sondern muss
auf Grund einer nachvollziehbaren Ã¤rztlichen EinschÃ¤tzung festgesetzt werden
(BSG SozR 3870 Â§ 3 Nr 4 zum im Wesentlichen inhaltsgleichen Â§ 4 Abs 3 Satz 1
Schwerbehindertengesetz, aufgehoben durch Artikel 63 SGB IX).

Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB ist in der Regel von der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt,
und dann im Hinblick auf alle weiteren Funktionsbehinderungen zu prÃ¼fen, ob und
inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen
der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten GdB-Grad 10 oder 20 oder
mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden.

ZusÃ¤tzlich leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB-Grad von 10
bedingen, fÃ¼hren regelmÃ¤Ã�ig nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung, die bei der Gesamtbeurteilung berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnte (vgl AHP aaO, RdNr 19).

Der Beklagte hat mit Ã�nderungsbescheid vom 15.01.2003 den am 08.10.2001
festgestellten GdB von 30 fÃ¼r die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule und die
SichelzellenanÃ¤mie auf 40 erhÃ¶ht, weil er vom Hinzukommen einer
Funktionsbehinderung des Schultergelenks links, beider Ellenbogengelenke und
Gicht mit Gelenkbeteiligung mit einem GdB von 20 ausgegangen ist. Nach den vom
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SachverstÃ¤ndigen Dr.A1. erhobenen Befunden ist diese Behinderung mit einem
GdB von 10 ausreichend bewertet. Bei dieser Bewertung ist nach dem AHP aaO
nicht von einer Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung der am
08.10.2001 festgestellten Behinderung auszugehen. Ein hÃ¶herer Gesamt-GdB als
40 lÃ¤sst sich deshalb aus den erhobenen Befunden nicht herleiten.

Die vom KlÃ¤ger auÃ�erdem geltend gemachten Beschwerden in beiden Knien sind
fÃ¼r die Beurteilung des Gesamt-GdB nicht von Relevanz. Da sich beide
Kniegelenke unauffÃ¤llig zeigten, sich kein Anhalt fÃ¼r eine MeniskuslÃ¤sion ergab,
sowie der Bandapparat seitengleich stabil war, ist diese Behinderung mit einem
Einzel-GdB von 10 ausreichend bewertet (vgl AHP RdNr 26.18, S 126).

Die Eintragung des Merkzeichens "G" ist schon deshalb nicht mÃ¶glich, da keine
Schwerbehinderteneigenschaft vorliegt. AuÃ�erdem ist der KlÃ¤ger in seiner
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr nicht erheblich beeintrÃ¤chtigt.

GemÃ¤Ã� Â§ 146 Abs 1 Satz 1 SGB IX ist in seiner BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt, wer infolge der EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden oder infolge von AnfÃ¤llen oder
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten
oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr
zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden.
Die AufzÃ¤hlung der gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen (AnfÃ¤lle und
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit), durch die die BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt sein kann und die der StÃ¶rung des
GehvermÃ¶gens gegenÃ¼bergestellt werden, ist abschlieÃ�end (so BSG Beschluss
vom 10.05.1994, Az: 9 BVs 45/93 in Juris Nr KSRE017730508).

Nach den Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr.A1. ist der KlÃ¤ger nicht
erheblich gehbehindert, er kann ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken
im Ortsverkehr zurÃ¼cklegen, die Ã¼blicherweise zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden
kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger zeigte bei der Untersuchung ein etwas langsames aber
insgesamt flÃ¼ssiges Gangbild, orthopÃ¤dische Hilfsmittel wurden nicht verwendet.
Die Befunde, die Dr.A1. an den unteren ExtremitÃ¤ten erhoben hat, weisen darauf
hin, dass der KlÃ¤ger nicht erheblich gehbehindert ist. Die Muskelummantelung
beider Beine war seitengleich, der Einbeinstand konnte beidseits sicher
demonstriert werden. Die Ã�berprÃ¼fung der hÃ¼ftumgreifenden Muskulatur
zeigte keine AuffÃ¤lligkeiten, die differenzierten Gangarten (Zehenspitzengang,
Fersengang) konnten problemlos und ohne Absinktendenzen demonstriert werden.
Beide Kniegelenke zeigten sich bandstabil und frei beweglich, die Beinmuskulatur
war seitengleichmÃ¤Ã�ig krÃ¤ftig ausgebildet. Auch beide FÃ¼Ã�e zeigten sich mit
seitengleicher, der FuÃ�fehlform entsprechenden Schwielenbildung.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2
SGG sind nicht ersichtlich.
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Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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